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Das Interesse an Steuerrefor-
men in den Entwicklungslän-
dern nimmt immer mehr zu. 
Die Mobilisierung interner 
Ressourcen steht mittlerweile 
weit oben auf der Agenda der 
Organisationen für Entwick-
lungszusammenarbeit. Nun, 
da in vielen Geberländern 
Sparzwang herrscht, kann 
die neue post-2015 Agenda zur 
Förderung universaler Nach-
haltigkeitsziele nur durch die 
Erschliessung nachhaltiger Fi-
nanzierungsquellen zusätzlich 
zur öffentlichen Entwicklungs-
hilfe realisiert werden.
Ziel von Steuerreformen ist die 
Stärkung des Steuersystems 
der Entwicklungsländer, damit 
diese genügend Einnahmen 
erwirtschaften können, um 
weitgehend selbständig ihre ei-
gene Entwicklung zu finanzie-
ren und die Armut so autonom 
wie möglich zu bekämpfen. 
Daneben soll der Interaktions-
prozess zwischen Staat und 
Steuerpflichtigen gefördert 
werden, indem die Rolle der 
Bürgerinnen und Bürger im 
Rahmen der öffentlichen Ver-
waltung aufgewertet wird. Die 
Herausforderungen sind gross: 
allein schon die endemische 
Steuerhinterziehung, welche 
die für wirtschaftliche und so-
ziale Entwicklung notwendige  
Haushaltsstabilität gefährdet.  
Die Schweiz unterstützt meh-
rere multilaterale und re-
gionale Initiativen, die die 
strukturellen Schwächen der 
Steuerverwaltungen in diesen 
Ländern beheben sollen. Sie be-
teiligt sich am Programm des 
Internationalen Währungs-
fonds zur Entwicklung eines 
entsprechenden Diagnosetools. 
Zudem stellt sie Kompetenzen 
für die Ausbildung von Perso-
nal, Wissensmanagement und 
Peer-Learning in einer Süd-
Süd-Kooperation bereit. 
Diese Initiativen zeigen ermu-
tigende erste Resultate. Al-
lerdings hängt der Erfolg der 
Steuerreformen letztlich von 
der effektiven Umsetzung der 
Grundsätze einer guten Regie-
rungsführung ab.
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Staaten beziehen ihre Einkünfte 
hauptsächlich aus der internationalen 
Hilfe und aus Rohstoffexporten. Um 
jedoch eine übermässige Abhängigkeit 
zu vermeiden, müssen die Regierun-
gen ihre eigenen Ressourcen erhöhen.

Laut dem internationalen Währungs-
fonds (IWF) machen Steuern und Ab-
gaben in den Entwicklungsländern 
durchschnittlich 20 % des Bruttoin-
landsprodukts (BIP) aus. Laut den Ver-
einten Nationen handelt es sich dabei 
um das unverzichtbare Minimum zur 
Erreichung der Millenniumsentwick-
lungsziele 2015. Hinter diesem Mittel-
wert verbirgt sich indessen eine breite 
Spanne. In einkommensschwachen 
Ländern und fragilen Staaten beträgt 
der Anteil höchstens 14 %, während er 
in den OECD-Ländern bei 40 % liegt.

Mit der globalen Finanzkrise von 2008 
ist das Steuersystem der Entwicklungs-
länder erneut in den Mittelpunkt der 
Diskussionen über deren Ressourcen 
gerückt. Diese sind tatsächlich dras-
tisch eingebrochen: Die öffentliche 
Entwicklungshilfe nimmt ab und die 
Exporteinnahmen gehen wegen der 
Volatilität der Rohstoffpreise zurück. 
Diese Anfälligkeit hat auch Lücken im 

ANALYSE Ein faires und transparen-
tes Steuersystem muss den Entwick-
lungsländern ermöglichen, ihre In-
vestitionskapazitäten zu steigern, 
Auslandskapital anzuziehen und 
gleichzeitig den sozialen Zusammen-
halt zu festigen. Dabei helfen ihnen 
neue Instrumente.

Wenn Schweizerinnen und Schweizer 
Militärflugzeuge am Himmel vorbei 
ziehen sehen, heisst es: «Da fliegen 
unsere Steuergelder!» Wie alle scherz-
haften Sprüche hat auch dieser einen 
ernsthaften Hintergrund. Wenn Flug-
zeuge – wie auch Strassen, Schulen 
und Spitäler – mit unseren Steuern 
finanziert werden, dann gehören sie 
auch den Bürgerinnen und Bürgern. 
Es steht den letzteren zu, von den Be-
hörden Rechenschaft zu verlangen, 
und die Behörden sind zur Rechen-
schaftslegung verpflichtet. Steuern 
sollen dem Staat in erster Linie zu 
mehr Einnahmen verhelfen. Steuern 
beschliessen aber auch einen Sozial-
vertrag – das Kernstück einer demo-
kratischen Regierungsführung.

Dasselbe Prinzip gilt für die Entwick-
lungsländer. Einkünfte aus Steuern 
und Abgaben sollen die Unabhängig-
keit und die finanzielle Flexibilität der 
Regierungen stärken und die Staats-
führung verbessern, um Investitionen 
und Entwicklung anzukurbeln. Dies 
fördert die Stabilität und den sozialen 
Zusammenhalt – ein idealer «circulus 
virtuosus».

Schwierige Besteuerung des infor-
mellen Sektors
In vielen armen Ländern fehlen die ad-
ministrativen Kapazitäten für eine ef-
fiziente Steuererhebung und ein Gross-
teil ihrer Bevölkerung hat ganz einfach 
nicht genügend Mittel, um Steuern 
zu zahlen. Schwierigkeiten bereitet 
auch die Besteuerung des oft grossen 
informellen Sektors. Die betroffenen 

Unabhängigkeit und sozialer Zusammenhalt

Steuern: Pfeiler der Entwicklung

Industrielle Ölmühle in Côte d’Ivoire. Die Vereinfachung 
der Besteuerung von Grossunternehmen ist ein zentrales 
Element der Steuerreformen in Entwicklungsländern.
Foto Weltbank/Ray Witlin
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Sozialschutz der hart getroffenen Be-
völkerung aufgedeckt. Erschwerend zu 
den rückläufigen Einkünften kommt 
hinzu, dass die Zollabgaben wegen der 
Marktliberalisierung und wegen den 
in diesen Ländern grassierenden Prob-
lemen mit Korruption und Steuerhin-
terziehung (siehe Artikel S. 5) ebenfalls 
abnehmen.

Verwaltungsreform: ein Muss
Mehrere internationale und multilate-
rale Organisationen haben ihr Engage-
ment verstärkt, um den Ländern, die 
dies wünschen, zu helfen, die Leis-
tungsfähigkeit ihrer Steuersysteme 
zu verbessern: technische Unterstüt-
zung, kurz- und mittelfristige Schu-
lungen, technische Infrastruktur, in-
terne Kontrollsysteme usw.

So hat die Weltbank mit Unterstützung 
des Vereinigten Königreichs und der 
Schweiz vorgeschlagen, arme Länder bei 
der Vereinfachung der Verwaltungsver-
fahren zu unterstützen. Ziel ist es, vor 
allem durch die Verringerung der Kos-
ten der Regelkonformität, die Steueren-
trichtung für Unternehmen zu verein-
fachen und die Korruptionsrisiken zu 
senken. Dieses sogenannte Global Tax 
Simplification-Programm wurde 2011 
mit Massnahmen zur Steuertranspa-
renz (Tax Transparency) ergänzt.

Der IWF hat seinerseits zwei Treu-
handfonds eingerichtet, an denen sich 
die Schweiz massgeblich beteiligt. Der 
erste, ein für fünf Jahre (2011–2015) mit 
25 Millionen US-Dollar dotierter Fonds, 
finanziert die technische Verwaltungs-
unterstützung zur Erhöhung der Ein-
künfte aus der Nutzung der natürli-
chen Ressourcen. Bis Ende 2013 wurde 
diese Hilfe von 32 Projekten in 17 Län-
dern hauptsächlich in Afrika südlich 
der Sahara beantragt.

Der zweite Fonds (30 Millionen US-
Dollar für denselben Zeitraum) ist auf 
klassische Einkünfte ausgerichtet. 
Der Fonds geht davon aus, dass von 
90 Ländern mit niedrigem oder mitt-
lerem Einkommen die Hälfte nicht in 
der Lage ist, effizient Steuern zu er-
heben. Der Fonds hilft den Ländern 
auf Anfrage bei der Einführung einer 
Steuerpolitik und bei der Verwaltungs-
reform, damit die neue Politik umge-
setzt werden kann. Dies trägt dazu bei, 
den Rechtsrahmen zu klären und den 
Rechtsstaat zu festigen. Laut IWF spie-
len «administrative Reformen für eine 

effizientere Steuererhebung eine wich-
tige Rolle», besonders wenn sie mit der 
Erweiterung und Vereinfachung der 
Bemessungsgrundlage einhergehen.

In einigen Ländern kann jedes einzelne 
Ministerium Steuern erheben. Da-
durch nehmen die Risiken von Steuer-
schlupflöchern und Steuerumgehung 
zu. In Ghana z. B. wurde dank den 
Reformen eine zentrale Anlaufstelle 
(One-Stop-Shop) für sämtliche Steuern 
eingeführt. Dies erleichtert und klärt 
das Verhältnis zwischen der Verwal-
tung und den Steuerpflichtigen.

Objektive Diagnosewerkzeuge
Bevor Reformen in Angriff genommen 
werden, müssen Stärken und Schwä-
chen einer Verwaltung ermittelt und 
Prioritäten gesetzt werden. Seit 2001 
gibt es ein objektives und standardi-
siertes Analyseinstrument für öffent-
liche Finanzen und finanzielle Re-
chenschaftspflicht: das  PEFA (Public 
Expenditure and Financial Accounta-
bility) . Das Programm wurde von der 
Weltbank zusammen mit dem IWF 
und einer Gebergruppe, darunter die 
Schweiz, eingeführt. Es produziert Indi-
katoren, die auf internationaler Ebene 
mittlerweile als beispielgebend gelten.

Im Februar 2014 führte der IWF 
das Pendant für die Evaluation der 
Steuerverwaltungen unter dem 
Namen  TADAT ein (Tax Administra-
tion Diagnostic Assessment Tool) . An-
hand einer Reihe von Indikatoren lässt 

sich damit die Performanz der wich-
tigsten direkten und indirekten Steu-
ern für Unternehmen und Privatperso-
nen bestimmen. TADAT ist wie PEFA 
ein internationales öffentliches Gut, 
das alle Regierungen und Akteure, die 
ihnen bei der Verbesserung der Steu-
erverwaltung helfen, verwenden kön-
nen. TADAT soll Standards setzen.

Legitimität des Staates
Die Unterstützung der Steuerreformen 
ist auf Länder mit mittlerem Einkom-
men und Schwellenländer ausgerich-
tet. Was wird für die ärmsten oder so 
genannten fragilen Staaten geleistet, 
die für ihre Entwicklung dringend Res-
sourcen brauchen, deren Verwaltungen 
aber unzulänglich sind? Im 2014 veröf-
fentlichten Bericht über  Steuern in fra-
gilen Staaten  stellt die OECD fest, dass 
zwar die Mobilisierung der einheimi-
schen Ressourcen für den Aufbau eines 
Staatswesens in diesen Ländern als un-
verzichtbar gilt, dass aber trotzdem nur 
ein Bruchteil der öffentlichen Hilfe in 
den Aufbau eines effizienten Steuersys-
tems fliesst. Illegale Abschöpfsysteme, 
die in den Bereich der Korruption oder 
Bestechung fallen, belasten die Bevöl-
kerung und stehen in Konkurrenz zu 
den Steuern. Wie der Bericht der OECD 
festhält, «muss der Staat fähig sein, 
sein Monopol bei der Steuererhebung 
durchzusetzen, um die staatliche Prä-
senz und Legitimität zu etablieren».

Die erwähnten Länder haben ein 
schwaches Steuersubstrat und diejeni-
gen, die stark von der Nutzung nicht 
erneuerbarer Ressourcen abhängen, 
tun wenig, um dieses Substrat zu er-
weitern, stellt die OECD fest. Überdies 
beruhen die Volkswirtschaften in vie-
len fragilen Staaten weitgehend auf 
dem Agrarsektor und der informellen 
Wirtschaft. Die für die steuerliche Er-
fassung dieser Sektoren notwendige 
Investition zahlt sich nicht immer aus. 
Trotzdem haben Länder wie Uganda, 
Burundi und Niger wesentliche Fort-
schritte bei der Steuererhebung erzielt.

Obschon es keine Patentrezepte gibt, 
sind sich Experten im Prinzip einig: 
Zuerst müssen die «grossen Fische» be-
steuert werden, um eine Grundlage 
zu schaffen. Dann sind die kleine-
ren Steuerpflichtigen rasch einzube-
ziehen: So entsteht ein Sozialvertrag 
zwischen der Bevölkerung und der Re-
gierung. Für den informellen Sektor 
sind Sonderregelungen wie befristete 

Der informelle Sektor und Kleinunternehmen 
wie diese Schreinerei in Bhutan sind entspre-
chend ihren Möglichkeiten zu besteuern.
Foto Weltbank/Kurt Carnemark

http://www.pefa.org
http://www.pefa.org
http://www.pefa.org
http://www.adb.org
http://www.adb.org
http://www.oecd.org/dac/incaf/39437107.pdf
http://www.oecd.org/dac/incaf/39437107.pdf
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Steuerbefreiung, Pauschal- oder An-
reizsteuern denkbar. In Malawi z. B. 
verlangen die lokalen Banken von den 
Unternehmen eine Steuererklärung, 
bevor sie Kredite gewähren. Auch in 
den armen Ländern erzielt jeder in der 
Steuerverwaltung investierte Franken 
eine Multiplikatorwirkung.

Mehr Steuern für mehr 
Entwicklung 
Dass ein Land durch die Konsolidie-
rung der eigenen Ressourcen mehr in 
die Entwicklung investieren kann, 
liegt auf der Hand. Obwohl die beiden 
Aspekte nicht unmittelbar verbunden 
sind, fordern bestimmte Geberländer, 
darunter die Schweiz, dass die Verwal-
tung der Staatsfinanzen (Einnahmen 
und Ausgaben) als Ganzes berücksich-
tigt wird. Damit soll sichergestellt 
werden, dass zusätzliche Ressourcen 
salopp gesagt nicht in die Rüstung, 
sondern in das Gesundheits- oder Bil-
dungswesen fliessen.

Das Entwicklungsprogramm der 
Vereinten Nationen (UNDP) hat im 
März 2014 die zweite Phase eines Aus-
bildungs- und technischen Unterstüt-
zungsprogramms eingeleitet, um das 
Steueraufkommen und die Haushalts-
führung in 17 afrikanischen Ländern 
südlich der Sahara zu verbessern. Die 
Massnahmen des Programms «Le 
Pôle» richten sich an die Zivilgesell-
schaft, Parlamentarier, Universitäten 
und die verschiedenen Ministerien. 
Die Ausbildung kann teilweise online 
absolviert werden. Das Programm 
dient der Unterstützung der Millenni-
umsentwicklungsziele und der Vorbe-
reitung auf die daran anschliessende 
Agenda nach 2015.

Multilaterale und zwischenstaatliche 
Organisationen können die Budget-
hilfe dazu nutzen, die Ausgaben der 
Empfängerregierungen zu überwa-
chen. Die Weltbank ist in dieser Hin-
sicht der grösste Kreditgeber und die 
Europäische Union der grösste Geber. 
Die Beiträge können in den ärmsten 
Ländern 20 bis 30% eines sektoriel-
len Budgets erreichen. Als Gegenleis-
tung engagieren sich die Empfänger 
in einem hochrangigen politischen 
Dialog, der auf genaue Indikatoren 
gestützte Entwicklungsziele fest-
schreibt. Die Höhe der Budgethilfe 
wird zunehmend an die Fähigkeit der 
Staaten geknüpft, durch Steuern ei-
gene Ressourcen zu generieren. 

INTERVIEW Die Abteilung Fis-
kalpolitik (FAD) des Interna-
tionalen Währungsfonds ge-
währt den Mitgliedsstaaten 
auf Wunsch technische Unter-
stützung bei der Stärkung ihrer 
Steuerverwaltung. Die FAD be-
fasst sich mit 60 bis 70 Ländern 
pro Jahr. Juan Toro, stellvertre-
tender Direktor der FAD, ist für 
die technische Hilfe in Europa, 
Asien, dem Mittleren Osten 
und Zentralasien zuständig. 
Der chilenische Wirtschafts-
wissenschaftler und ehemalige 
Generaldirektor der Steuerver-
waltung Chiles (2002–2006) er-
klärt diesen weniger bekannten 
Aspekt der Arbeit des IWF und 
plädiert für massive Investitio-
nen in die Steuerverwaltungen, 
besonders in Entwicklungslän-
dern, um deren Autonomie und 
Krisenresistenz zu erhöhen.

Warum wenden sich die Länder an  
die FAD?
Zunächst brauchen Staaten Steu-
ereinnahmen – seit der globalen 
Krise von 2008 noch dringender. 
Sie bemühen sich, die Einnah-
mesituation im Inland zu verbes-
sern, um sich vor den Auswirkun-
gen weiterer Krisen zu schützen.

Wie wirkte sich die Krise von 2008 aus?
Mit der Krise sind die Einnahmen 
in den Entwicklungsländern ein-
gebrochen. Gleichzeitig nahm 
die Steuerhinterziehung zu. Die 
betroffenen Länder müssen sich 
deshalb doppelt anstrengen, um 
sich gegen die Auswirkungen sol-
cher Krisen zu wappnen.

Wie würden Sie Ihren Einsatz konkret 
erklären?
Wir bieten den Staaten Unterstüt-
zung auf fünf Ebenen an. Zuerst 
führen unsere Steuerverwaltungs-
experten Missionen durch, um die 
Lage zu diagnostizieren und eine 
Strategie zu erstellen. Wir ent-
senden auch Monitoring-Missio-
nen und Experten, die die Steuer-
verwaltung bei der Einführung 

Steuern und Entwicklung

Der Fiskus – Kernstück jedes 
Regierungsapparates

der Reformen in gezielten Berei-
chen kurzfristig beraten. In eini-
gen Ländern stellen wir ortsan-
sässige Spezialisten („residents“) 
zur Verfügung. Sie verfolgen die 
Reformen direkt vor Ort und hel-
fen den Behörden bei der Koor-
dinierung der verschiedenen 
Unterstützungsmassnahmen.

Wir organisieren auch Work-
shops zu spezifischen Themen. 
Im November z. B. findet mit 
Unterstützung des SECO eine 
Arbeitstagung über den Um-
gang mit der Steuerkonformi-
tät grosser Privatvermögen statt. 
Die Tagung in Slowenien rich-
tet sich an südosteuropäische 
Länder. Schliesslich führen wir 
Analysen durch, um aus unse-
ren Erfahrungen zu lernen und 
die Erkenntnisse für andere Län-
der bereitzustellen. Unsere Hilfe 
wird sehr geschätzt: Die Staaten 
können von der 50-jährigen Er-
fahrung der FAD profitieren.

Warum ist die Steuerverwaltung so 
wichtig?
Die Steuerverwaltung bildet in 
jedem Staat das Kernstück des 
Regierungsapparats. Sie hat den 

Juan Toro: Steuervergehen sind eine 
bedeutende Herausforderung für die 
meisten Länder. Foto IWF
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Auftrag, das Steuersystem, – d. h. die 
Steuergesetze und Anwendungsgrund-
sätze – in effizienter Weise umzuset-
zen. Sie muss die notwendigen Geld-
mittel beschaffen, damit der Staat seine 
Aufgabe, – Dienstleistungen für die 
Bevölkerung sicherzustellen – erfüllen 
kann. Die Steuerverwaltung ist deshalb 
ein zentrales Organ des Staates. Das 
Steueraufkommen macht in allen Län-
dern einen grossen Anteil des BIP aus.

Wie lässt sich erklären, dass Staaten ihrer 
Steuerverwaltung trotz dieser entscheiden-
den Rolle nicht genügend Ressourcen zur 
Verfügung stellen?
Wenn Länder mit knappen Mit-
teln haushalten müssen, schrän-
ken sie die Ausgaben in allen Verwal-
tungsbereichen ein. Dies trifft auch 
den Fiskus und damit die Fähig-
keit, Steuereinnahmen zu erzielen. 

Einkommensschwache Länder sind 
von diesen Einschränkungen beson-
ders betroffen. Trotzdem lohnt es sich: 
Wir empfehlen den Ländern, in die 
Steuerverwaltungen zu investieren, 
um im Gegenzug höhere Steuerein-
nahmen zu generieren.

Gibt es in den betroffenen Ländern Wider-
stand gegen diese Veränderungen?
Die meisten Länder kämpfen mit der 
Missachtung von Steuervorschriften. 
Die Verbesserung der Steuerkonfor-
mität sollte nicht nur als Aufgabe des 
Fiskus, sondern als nationale Priorität 
gesehen werden. Allerdings ist es die 
Steuerverwaltung, welche diese Arbeit 
durchführen muss, und zwar mit mo-
dernen Methoden. Sie muss die Risiken 
der Nichtkonformität identifizieren, 
Antworten ausarbeiten und Massnah-
men zur Risikominimierung ergreifen.

Welche Voraussetzungen sind für den 
Erfolg einer Steuerverwaltungsreform 
entscheidend?
Der Erfolg hängt davon ab, wie die 
Steuerverwaltung organisiert und ge-
leitet wird. Voraussetzungen sind ein 
solides Management und gute Füh-
rungskräfte, um die Veränderungen 
im ganzen Landesgebiet durchzufüh-
ren, sowie eine klare mittelfristige 
Strategie.

Daneben braucht es eine robuste ope-
rative Ebene: Die gesamte Alltagsar-
beit sowie die Abläufe und Aufgaben 
in der Verwaltung müssen klar defi-
niert und organisiert werden. Ausser-
dem ist ein starker Gesetzesrahmen 
notwendig. Die Steuerpflichtigen 
müssen ihre Rechte und Pflichten 
kennen.

Ist der politische Wille dafür immer 
gegeben?
Das kann unterschiedlich sein. Wenn 
es an politischem Willen fehlt, sind 
Reformen natürlich schwieriger zu 
realisieren.

Doch wir müssen den Ländern mit Rat 
und Tat zur Seite stehen. Unsere Un-
terstützung muss klar und kohärent 
sein. Eine starke Steuerverwaltung 
entsteht nicht über Nacht; es ist eine 
langfristige Aufgabe in einer komple-
xen und personalintensiven Organisa-
tion. Partnerschaften mit den Geber-
ländern wie jene mit der Schweiz sind 
hier besonders wichtig. 

                  

Herausgeber :
Direktion für Entwicklung 
und Zusammenarbeit DEZA
Staatssekretariat für Wirtschaft SECO

Redaktionelle Mitarbeit :
Michel Bührer, Antoinette Prince

Layout :
Marc Dubois, Lausanne
marc@mdvr.ch

Übersetzung aus dem Französischen:
EDA

IMPRESSUM Olivier Bürki
Leiter Abteilung Globale Institutionen DEZA
olivier.burki@deza.admin.ch

Patrick Egli
Stellvertretender Abteilungsleiter 
Globale Institutionen
patrick.egli@eda.admin.ch

Daniel Birchmeier
Leiter Sektion Multilaterale Zusammenarbeit SECO
daniel.birchmeier@seco.admin.ch

Carlos Orjales
Economist, program manager
carlos.orjales@seco.admin.ch

Die Erhebung von 
Steuern erlaubt es 
dem Staat, seine 
Kernaufgaben im 
Dienste der Bevölke-
rung wahrzunehmen. 
Hier ein Polizeikurs 
in Mosambik.
Foto Weltbank/Eric Miller
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Illegale Finanzflüsse bedeuten auch zusätzliche Investitionsausfälle. Foto UNO/Stuart Price

Im Mai 2013 verabschiedeten die 
OECD-Länder und die G20 eine Er-
klärung zur «Aushöhlung der steu-
erlichen Bemessungsgrundlage 
und Gewinnverlagerung» (BEPS). 
Konkret soll der OECD-Ausschuss 
für Steuerfragen einen Aktionsplan 
gegen eine Reihe von Mängeln im 
globalen Steuersystem erarbeiten. 
Im Visier stehen insbesondere Trans-
ferpreise und Steuerhinterziehung. 
Das im Juli 2013 veröffentlichte Do-
kument wurde von den Finanzmi-
nistern und anschliessend von den 
Staatschefs der G20 genehmigt.

Der Aktionsplan geht von der Fest-
stellung aus, dass das internationale 
Steuerrecht der Mobilität des Kapi-
tals, der digitalen Wirtschaft und der 
Geschäftsweise der multilateralen 

Über 30 nichtstaatliche internatio-
nale Organisationen (für die Schweiz 
die Erklärung von Bern und Alliance 
Sud) haben in einer Stellungnahme 
die «seit langem erwartete» Einfüh-
rung von BEPS begrüsst.

Allerdings appellieren die NGO in 
ihren Empfehlungen an die OECD 
und die G20, den kleinen Entwick-
lungsländern die Tür zu den Ver-
handlungen zu öffnen und sich für 
die Stärkung des «Sachverständi-
genausschusses für internationale 
Zusammenarbeit in Steuerfragen» 
der UNO einzusetzen.

Der dem Wirtschafts- und Sozialrat 
(ECOSOC) angegliederte Ausschuss 
hat die Aufgabe, die UNO-Konven-
tion zur Doppelbesteuerung und das 
Handbuch für die Aushandlung von 
bilateralen Verträgen zwischen In-
dustrie- und Entwicklungsländern 
zu überwachen. 

Unternehmen nicht gerecht wird. 
Oft sind das Tätigkeitsland und das 
Land, in denen das Unternehmen 
wegen der sehr niedrigen Steuer-
sätze Steuern zahlt, nicht identisch. 
Folglich nehmen die Budgeteinnah-
men ab. Entwicklungsländer leiden 
besonders darunter. Laut der OECD 
sollen  «die Behörden mit nationalen 
und internationalen Instrumenten 
ausgestattet werden, um diese Her-
ausforderung zu bewältigen.»

Der BEPS sieht 15 Massnahmen 
vor, die von September 2014 bis De-
zember 2015 in drei Etappen um-
gesetzt werden sollen. Es handelt 
sich hauptsächlich um technische 
Massnahmen, wie Veränderungen 
der bestehenden Vorschriften, und 
Empfehlungen.

Globaler Aktionsplan  
für die globale Besteuerung

BILANZ Nationale und internatio-
nale Steuersysteme sind zwei Seiten 
derselben Medaille; die zweite wirft 
jedoch ganz bestimmte Probleme auf. 
Den Entwicklungsländern entgeht 
aufgrund von Steuerhinterziehung 
mehr Geld, als sie an internationaler 
öffentlicher Hilfe erhalten. Allerdings 
zeichnen sich Lösungsansätze ab.

Caroline Muchanga führt in der Stadt 
Mazabuka in Sambia einen kleinen 
Laden. Sie verkauft dort vor allem Zu-
cker des multinationalen Konzerns 
Zambia Sugar, der einige Kilometer ent-
fernt seinen Sitz hat. Jeden Tag muss 
Caroline Muchanga eine Abgabe bezah-
len, die auf dem Markt erhoben wird. 
Die Zambia Sugar dagegen zahlt – in-
folge einer Kombination aus Steueran-
reizen, internen Verrechnungen und 
Darlehen an Tochtergesellschaften in 
Steueroasen – praktisch keine Steuern, 
und dies völlig legal. Laut Schätzungen 
der britischen Nichtregierungsorgani-
sation Action Aid, von der das Beispiel 
stammt, entgehen dem Staat Sambia 
so Millionen Dollar. Die Erklärung: Die 
Zambia Sugar gehört über eine Tochter-
gesellschaft mit Sitz in Südafrika, Illovo 
Sugar Limited, zu 80 % der britischen 

Illegale Geldtransfers

Die grossen Verlierer der Steuerhinterziehung

häufig noch durch Korruption und an-
dere illegale Transfers verschärft wer-
den. In einer Ende 2011 veröffentlich-
ten Studie über Malawi und Namibia 
schätzt die Weltbank, dass Malawi 5 % 
des Bruttoinlandprodukts (BIP) wegen 
Korruption und Namibia 9 % des BIP 
wegen Steuerhinterziehung einbüsst.

Viele entwicklungspolitische Kreise 
prangern diese Missstände an. Die Kon-
ferenz der Vereinten Nationen für Han-
del und Entwicklung (UNCTAD) greift 
das Thema in ihrem Jahresbericht 2014 

Gesellschaft Associated British Food. So 
zieht das Unternehmen alle Register, 
um die Gewinne in ein steuerlich güns-
tigeres Land zu transferieren.

Verlustgeschäft vor allem in Afrika
Von der «aggressiven Steueroptimie-
rung» bis zur Steuerhinterziehung ist 
es oft nur ein kleiner, aber wichtiger 
Schritt. Steuerhinterziehung gehört zu 
den rechtswidrigen Finanztransfers. 
Diese Praktiken beschränken sich nicht 
auf die Entwicklungsländer, haben dort 
aber dramatische Konsequenzen, die 
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auf: Die Entwicklungsländer verlieren 
66 bis 84 Milliarden Dollar, weil die Pri-
vathaushalte 8 bis 15 % ihres Finanzver-
mögens in Steuerparadiesen anlegen. 
Die unterschiedlichen Finanzierungs-
konstrukte der Unternehmen – von 
Steuerhinterziehung über Steuerbe-
trug bis Kapitalflucht – kosten die Ent-
wicklungsländer über 160 Milliarden 
Dollar jährlich, «also deutlich mehr als 
die Zahlungen der entwickelten Län-
der insgesamt». Der genannte Bericht 
bestätigt, dass «es der internationa-
len Finanzarchitektur nicht gelungen 
ist, sich an diese Realität anzupassen». 
Vor allem der afrikanische Kontinent 
ist von den Steuerausfällen betroffen. 
Angesichts der Tragweite des Problems 
wurden in den letzten Jahren Initiati-
ven ergriffen, um Abhilfe zu schaffen.

Gegen Missbräuche vorgehen
2010 gründete die OECD die  Arbeits-
gruppe über Steuern und Entwicklung  , 
welche Vertreter von Entwicklungslän-
dern, regionalen und internationalen 
Organisationen, der Zivilgesellschaft 
und des Privatsektors zusammenbringt.

Im Fokus steht der Kampf gegen Steu-
erhinterziehung und besonders die 
Überwachung der Transferpreise, d. h. 
der Verrechnungspreise zwischen ju-
ristisch verbundenen, aber in unter-
schiedlichen Ländern niedergelasse-
nen Einheiten. Durch solche Vorgänge 

werden Gewinne aus den Aktivitäts-
ländern in steuerlich günstige Länder 
abgezogen. Laut der UNCTAD bildet die 
Manipulation der Transferpreise eines 
der Hauptinstrumente bei der Steuer-
hinterziehung. Gegenwärtig findet in 
acht Ländern ein von der OECD zusam-
men mit dem ATAF (siehe Kasten), der 
Weltbank und der Europäischen Union 
organisiertes Ausbildungsprogramm 
für Steuerverwaltungen statt.

Auf globaler Ebene setzt sich der In-
formationsaustausch unter den nati-
onalen Steuerverwaltungen allmäh-
lich durch. Das Konzept wird von der 
G8 und der G20 unterstützt, doch laut 
der OCED sind die meisten Entwick-
lungsländer nicht bereit dafür, weil 
ihr Steuersystem nicht genügend ent-
wickelt ist. Fürs erste wird die OECD 
u. a. «Steuerfahnder ohne Grenzen» im 
Dienst der Länder, die dies wünschen, 
bereitstellen. Ihre Aufgabe wird darin 
bestehen, Steuerüberprüfungen – ins-
besondere im internationalen Bereich 
– durchzuführen. Die Einsätze sollen 
mit einem Wissenstransfer einherge-
hen (learning by doing). Die Initiative 
dürfte nach der Pilotphase, die bis Ende 
2014 dauert, Anfang 2015 anlaufen.

Bergbaugesellschaften im Visier
Daneben werden weitere Massnahmen 
ergriffen. Die OECD-Arbeitsgruppe 
 befasst sich u. a. mit Steuer ver günsti g-

ungen für multinationale Unterneh-
men. Mehrere Entwicklungsländer 
haben die OECD in diesem Bereich, in 
dem zu oft mit einem Unterbietungs-
wettlauf Investoren angelockt werden 
sollen, um Hilfe gebeten. Zwischen At-
traktivität und Fairness muss ein gol-
dener Mittelweg gefunden werden. Die 
Entwicklungsländer sind jedoch nicht 
immer gerüstet, um mit gleich langen 
Spiessen zu verhandeln.

Die G8 1 hat ihrerseits 2013 nach Skan-
dalen in ihren Mitgliedsländern (Ama-
zon, Google, Starbucks) eindringlich 
für den Kampf gegen Steuerhinterzie-
hung plädiert. Aus diesem Anlass for-
derte sie auch mehr Transparenz von 
den Bergbaugesellschaften, die «kom-
plexe Eigentumsstrukturen in den 
Niederlanden und in der Schweiz aus-
nutzen», um «in den Entwicklungs-
ländern keine Steuern zu bezahlen». 
Mit Ausnahme Russlands besteht die 
G8 aus Mitgliedern der OECD, die gut 
aufgestellt ist, um Richtlinien zu for-
mulieren: Die von den transnationalen 
Unternehmen benutzten Steueroasen 
liegen grossteils im Gebiet ihrer Mit-
gliedsländer. Die OECD hat im Übrigen 
einen Aktionsplan zur Aushöhlung der 
steuerlichen Bemessungsgrundlage 
und Gewinnverlagerung (BEPS) erar-
beitet (siehe Kasten S. 5).

Ein besonders interessantes Beispiel 
für die Einnahmenkontrolle bildet si-
cherlich die 2003 lancierte und von 
der Schweiz unterstützte  Initiative für 
Transparenz in den Förderindustrien 
(EITI)  . Der freiwillige Zusammen-
schluss von Regierungen, Unterneh-
men und nichtstaatlichen Organi-
sationen hat Transparenzstandards 
für die Zahlungen der Unternehmen 
an die Regierungen entwickelt. Diese 
Zahlen werden in einem Jahresbericht 
veröffentlicht; nicht regelkonform 
handelnde Unternehmen können aus-
geschlossen werden. Die Weltbank hat 
2004 einen von mehreren Gebern fi-
nanzierten Fonds zur technischen Un-
terstützung der EITI aufgelegt.

Laut dem UNCTAD-Jahresbericht 2014 
können die meisten Massnahmen zur 
Verbesserung der Einnahmen aus der 
internationalen Besteuerung «auf na-
tionaler Ebene getroffen werden, doch 
die multilaterale Zusammenarbeit 
bleibt entscheidend wichtig». 

ataf: eine regionale initiative
Afrika ist der Kontinent, der am stärksten von Steuerhinterziehung und 
anderen illegalen Finanzflüssen betroffen ist. 2008 stellten die afrikanischen 
Steuerkommissare auf einer Konferenz in Pretoria in Südafrika die Idee einer 
«afrikanischen Initiative für Afrika» im Steuerbereich zur Diskussion.
Die rund dreissig anwesenden Ländern waren sich einig, dass Bedarf besteht 
für eine Plattform, «um die Steuerverwaltungen in Afrika leistungsfähiger 
zu machen», das Wachstum anzukurbeln, «die Verantwortung des Staates 
gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern zu stärken und die einheimischen 
Ressourcen zu mobilisieren». 2012 wurde das ATAF (African Tax Administra-
tion Forum) zu einer internationalen Vereinigung mit Sitz in Pretoria und 
rund 40 Mitgliedern aus dem Afrika südlich der Sahara.
Ziel dieses regionalen Forums ist die Förderung einer effizienten Steuer ver-
walt ung, insbesondere durch den internationalen Dialog und die technische 
Hilfe. Finanziert wird das Forum von den Mitgliedsländern (etwa 30 % des Bud-
gets) und von einer Gebergruppe, zu der die Schweiz, Norwegen, die Nieder-
lande, Südafrika, Deutschland, Irland und das Vereinigte Königreich gehören. 
Das ATAF wird auch von der Afrikanischen Entwicklungsbank unterstützt.
Das Forum hat mit der OECD eine Zusammenarbeitsvereinbarung unter-
zeichnet und 2013 einen «Praktischen Leitfaden über den Informationsaus-
tausch für Entwicklungsländer» erarbeitet. Zudem hat das Forum mit der 
OECD im Oktober 2014 ein gemeinsames Seminar über die Umsetzung von 
Steuerabkommen durchgeführt. Für Januar 2015 ist dazu in Grossbritan-
nien ein viertägiger Lehrgang zum Thema «Steuerfragen und Entwicklung» 
geplant. Die Tagung wird vom Institut für Entwicklungsstudien (Universi-
tät Sussex) und vom Internationalen Zentrum für Steuern und Entwicklung – 
einer britischen NGO – organisiert.»

1 Deutschland, Frankreich, Grossbritannien, Italien, Japan, Kanada, 
Russland, USA

http://www.oecd.org/ctp/tax-global/taxanddevelopment.htm
http://www.oecd.org/ctp/tax-global/taxanddevelopment.htm
https://eiti.org
https://eiti.org
https://eiti.org

